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Für M . 





Vorwort 

Die nachfolgende Abhandlung geht auf einen Vortrag zurück, der 
vom Verfasser  am 19. Januar 1983 im Rahmen des Habilitationsverfah-
rens vor dem Fachbereich Rechtswissenschaften der Philipps-Universität 
in Marburg/Lahn gehalten wurde. Der Vortragstext ist für die Ver-
öffentlichung  überarbeitet und erweitert sowie mit Anmerkungen ver-
sehen worden; dabei sind Gedankenführung und Ergebnisse unver-
ändert geblieben. 

Herrn Prof.  Dr. Dr. h. c. J. Broermann sage ich Dank für die Auf-
nahme der Arbeit in die Reihe „Schriften zum öffentlichen  Recht". 

Marburg/Lahn, im August 1983 
A. Sch.-K. 
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Einleitung 

I n For tsetzung e iner i n d ie Ze i t der We imare r Reichsverfassung 
zurückre ichenden Diskuss ion 1 w i r d auch seit dem I n k r a f t t r e t e n  des 
Grundgesetzes ges t r i t ten über das recht l ich zulässige Maß schulischer 
E i n w i r k u n g auf das K i n d auch gegen andersgeartete e l ter l iche Erz ie -
hungsvors te l lungen sowie über das zulässige Maß e l ter l icher E in f l uß -
nahme auf die schulischen Unter r i ch ts inha l te 2 . M a n braucht , u m die 
ungebrochene A k t u a l i t ä t des Themas zu belegen, n u r an d ie Ause in -
andersetzungen u m die Konfessions- u n d Gemeinschaftsschulen, das 
Schulgebet, den Sexua lkundeunte r r i ch t , d ie Ausges ta l tung der g y m -
nasia len Oberstufe oder ganz a l lgemein u m eine verme in t l i che oder 
w i r k l i c h e „ Ideo log is ie rung" der Schulerz iehung zu denken, Ause inan-
dersetzungen, d ie a l lesamt Entscheidungen des Bundesverfassungs-
ger ichts no twend ig gemacht haben3 . 

W e r sich über d ie mehrhe i t l i ch ver t re tene Rechtsauffassung  z u m V e r -
hä l tn i s v o n E l te rn rech t u n d schulischem Erz iehungsrecht i m Bere ich 
wel tanschaul ich sensibler Erz iehungs inha l te un te r r i ch ten möchte, stößt 

1 W. Landé,  Die staatsrechtlichen Grundlagen des heutigen Unterrichts-
wesens, in: Anschütz / Thoma, Handb. d. dt. Staatsrechts 1932, Bd. 2, S. 690 ff.; 
ders.,  Die Schule in der Reichsverfassung, Berlin 1929; G. Anschütz,  Die Ver-
fassung des deutschen Reiches, 14. Aufl. 1933 (v. a. die Kommentierung zu 
Art. 120 WRV); Mausbach, Kulturfragen in der Deutschen Verfassung, 1920. 

2 Beispielartig seien genannt: H. Peters,  Elternrecht, Erziehung, Bildung 
und Schule, in: Bettermänn / Nipperdey / Scheuner, Die Grundrechte, Bd. IV/1, 
S. 369 ff.;  A. v.  Campenhausen, Erziehungsauftrag und staatliche Schulträger-
schaft, Göttingen 1967; W.  Keim,  Schule und Religion, 2. Aufl., Hamburg 1969; 
A. Podlech,  Das Grundrecht der Gewissensfreiheit und die besonderen Ge-
waltverhältnisse, Berlin 1969; Th.  Oppermann,  Nach welchen rechtlichen 
Grundsätzen sind das öffentliche  Schulwesen und die Stellung der an ihm 
Beteiligten zu ordnen?, Gutachten C zum 51. DJT, 1976; H.-TJ.  Evers,  Die 
Befugnis des Staates zur Festlegung von Erziehungszielen in der pluralisti-
schen Gesellschaft, Berlin 1979; H.-U.  Erichsen,  Verstaatlichung der Kindes-
wohlentscheidung?, 2. Aufl., Ber l in /New York 1979; E.-W. Böckenförde,  El-
ternrecht — Recht des Kindes — Recht des Staates. Zur Theorie des verfas-
sungsrechtlichen Elternrechts und seiner Auswirkung auf Erziehung und 
Schule, in: Essener Gespräche zum Thema Staat und Kirche, Bd. 14, Münster 
1980, S. 54ff.;  F. Ossenbühl,  Das elterliche Erziehungsrecht im Sinne des 
Grundgesetzes, Berlin 1981; P. Häberle,  Erziehungsziele und Orientierungs-
werte im Verfassungsstaat, Freiburg / München 1981. 

3 BVerfGE 34, 165 (Förderstufe Hessen); 41, 29 (Gemeinschaftsschule Ba-
Wü); 41, 65 (Bayr. Gemeinschaftsschule); 41, 88 (Gemeinschaftsschule NRW); 
45, 400 (Oberstufe Hessen I); 47, 46 (Sexualkunde); 52, 223 (Schulgebet); 53, 
185 (Oberstufe Hessen II) . 
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etwa beim Bundesverfassungsgericht  auf die folgende Stellungnahme: 
Es bestehe ein Spannungsfeld zwischen Elternrecht und schulischem 
Erziehungsauftrag.  Bestimmte Fragen gehörten in erster Linie zum 
Elternrecht; der Staat sei jedoch berechtigt, in denselben Fragen auch 
eine schulische Erziehung durchzuführen;  er sei dabei grundsätzlich 
befugt, über die Unterrichtsgestaltung zu entscheiden, freilich abgesehen 
von Implikationen, die sich aus dem Elternrecht ergeben könnten. Diese 
äußerten sich darin, daß die schulische Erziehung offen  sein müsse für 
die unterschiedlichen Wertvorstellungen; sie müsse allgemein Rücksicht 
nehmen auf das Erziehungsrecht der Eltern. Die Schule müsse jede 
Indoktrinierung der Jugendlichen unterlassen4. 

Ähnlich, wenn auch mit stärkerer Akzentuierung des Elternrechts, 
w i rd in der Literatur beispielsweise formuliert:  Das elterliche Erzie-
hungsrecht habe gegenüber dem staatlichen Erziehungsmandat höheres 
Gewicht und höhere Bedeutung. Der Staat habe aber auch ein eigenes 
Erziehungsmandat. Dieses müsse nicht stets  dem Elternrecht weichen, 
da es keinen absoluten Vorrang habe. Beide Einwirkungsbefugnisse 
müßten also in Konkordanz gebracht werden, wobei allerdings doch der 
besonderen Bedeutung des Elternrechts Geltung zu verschaffen  sei5. 

Diese Thesen, die mi t manchen Varianten heute weitgehend das Feld 
beherrschen, kranken in zweifacher Hinsicht: 

(1) Es handelt sich um bloße Harmonisierungsformeln,  die in ihrem 
schwankenden „sowohl — als auch" keine klaren Entscheidungsanhalts-
punkte liefern, vorhandene Konfl ikte eher verdecken als lösen und in 
diffuse  Abwägungen und Konkordanzprozeduren münden, welche das 
Entscheidungsergebnis nicht mehr vorhersehbar erscheinen lassen. Statt 
dessen werden die Beteiligten mi t wohlklingenden, aber wenig prak-
tikablen Aufforderungen  (etwa nach der „Offenheit"  der Schule für 
die unterschiedlichen Weltanschauungen®) zurückgelassen. 

(2) Des weiteren ist der Vorwurf  zu erheben, daß Lösungen der genann-
ten A r t auch dem Wortlaut und der Systematik der grundgesetzlichen 
Regelungen dieser Frage nicht entsprechen. 

Im folgenden soll versucht werden, zu einer klareren und stärker 
an den Normierungen des Grundgesetzes orientierten Kompetenzab-
grenzung zwischen Eltern und Schule vornehmlich im Bereiche welt-
anschaulich relevanter Erziehungsinhalte zu gelangen. (Nur) in dem 
hierzu erforderlichen  Maße werden Elternrecht und schulisches Erzie-
hungsrecht zunächst je getrennt betrachtet; sodann wi rd näher zu prüfen 

4 BVerfGE 47, 46 (Sexualkunde), S. 70 ff. 
5 Ossenbühl  (Fn. 2), S. 117. 
6 BVerfGE 47, 46 (Sexualkunde), LS 2 und S. 74 ff.  (insbes. 75). 
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sein, in welcher Beziehung beide zueinander stehen. Offenbleiben  kann 
bei der Erörterung der rechtlichen Beziehungen zwischen K ind und 
Eltern bzw. Schüler und Schule die Frage, von welchem Zeitpunkte an 
dem (noch minderjährigen) Kinde und Schüler in einzelner Hinsicht 
bereits „Mündigkeit" (insbesondere „Grundrechtsmündigkeit") zuzu-
bil l igen sei. Soweit solche Mündigkeit anzunehmen wäre, hätte sie zur 
Folge, daß die Betroffenen  gegenüber den Eltern und der Schule die 
Stellung eines Voll jährigen einnähmen. Die für die vorliegende Unter-
suchung spezifische, im Verhältnis von Elternrecht und schulischem 
Erziehungsrecht begründete Problematik hätte sich für den fraglichen 
Bereich dann „durch Zeitablauf" erledigt. 

Maßgeblich für die Untersuchung ist ausschließlich das geltende Ver-
fassungsrecht.  Dies bedarf  besonderer Betonung, da gerade in dem hier 
zu behandelnden Bereiche juristische und rechtspolitische Argumenta-
tionen häufig vermengt zu werden pflegen 7. 

7 Vgl. den Hinweis von Erichsen  (Diskussionsbeitrag), in: Essener Gespräche 
zum Thema Staat und Kirche, Bd. 14, S. 43; ein Gegenbeispiel bietet W.  Geiger, 
ebd., S. 40: „zutiefst im Inneren zuwider" als juristisches Argument. 


